


•

•



•

•

•

•

•

•



•

•

•

•

•



•

•

•

•

•



•

•









•

•

•



•

•
•

•

•

•

•

•





Taz-Kolumne in der Reihe: Politik von unten

Die Postgender-Ausrede (03.12.2011)

„Erschreckend also, dass die Piratenpartei ins Berliner Abgeordnetenhaus mit 
14 Männern und nur einer Frau eingezogen ist. […] Den Versuch der 
Pirat_innen, diesen Vorwurf mit Verweis auf das Postgender-Konzept zu 
kontern, finde ich – bei aller Sympathie für ihre Anliegen – unerträglich. 
Postgender, also ein Zustand, in dem das Geschlecht keine Ursache für 
Diskriminierung oder Bevorzugung mehr ist, ist doch derzeit ein weit 
entferntes Ideal. [D]ie konkrete Förderung von Frauen, etwa durch eine 
Quote, zu verweigern, ist ein Zeichen dafür, dass viele Pirat_innen stärker in 
patriarchalen Denkweisen festhängen, als ihnen lieb ist.“



Queer.de

Lehrkräfte müssen hetero sein: Evangelische Schule verteidigt Homosexuellen-Verbot. 
(03.09.2024)

„Eine evangelische Schule in Nordrhein-Westfalen hat in der "Lippischen Landes-Zeitung" ihr Verbot 
von nicht-heterosexuellen Lehrkräften verteidigt. "Ein Veganer-Verein würde auch keinen 
Mitarbeiter einstellen, der Grillmeister ist und das Grillen liebt", erklärte Peter Dück, der 
Geschäftsführer des Christlichen Schulvereins Lippe, der sieben August-Hermann-Francke-Schulen 
in Detmold, Lage und Lemgo betreibt. Die Mitarbeitenden müssten sich zu den 
Glaubensgrundsätzen der Schule bekennen – und diese basierten auf jenen der Evangelischen 
Allianz, einem besonders queerfeindlichen Netzwerk evangelikaler Christ*innen. Das Netzwerk gab 
etwa in der Vergangenheit Ratgeber heraus, wie man das deutsche Teilverbot von 
"Konversionstherapien" zur "Heilung" von Homosexuellen umgehen könne […].“



Queer.de

Homosexuellen-Verbot an evangelischen Schulen: NRW-Regierung reagiert gleichgültig. 
(22.10.2024)

„Bei der Frage nach dem Homosexuellenverbot in staatlich finanzierten evangelischen Schulen 
antwortete das Düsseldorfer Schulministerium ausweichend: "Bei den August-Hermann-Francke-
Schulen handelt es sich um genehmigte Ersatzschulen", heißt es etwa in der Antwort, die queer.de 
vorliegt. Laut dem Schulgesetz könnten sich die Glaubensgemeinschaften "eine besondere 
pädagogische, religiöse oder weltanschauliche Prägung" geben. Die Frage, ob die Regierung es als 
problematisch ansehe, dass "einzelne Schulen nicht nur diskriminierende Einstellungen 
gegenüber queeren Menschen vertreten, sondern diese auch an ihre Schülerinnen und Schüler 
übermitteln", antwortete das Schulministerium überhaupt nicht. Es erklärte lediglich, dass die 
Schulaufsichtsbehörden "anlassbezogenen Hinweisen" nachgehe. Zudem wurde festgestellt, dass 
auch Ersatzschulen "junge Menschen auf der Grundlage des Grundgesetzes und der 
Landesverfassung" erziehen müssten.“
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